
1I-583 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 
XI. Gesetzgebungsperiode 

27.4.1967 

241/A.B. 
zu 2l7/J 

A n fra g e b e a n t w 0 r tun g. 

des Bundesministers fUr soziale Verwaltung Grete Reh 0 r 

auf die Anfrage der Abgeordneten L ~ b al und Genossen, 

betreffen'd Aufraijebeantwortung 177/A.B. 

-.--.-.-.-.-.-.-
Die genannten Abgeordneten richten an mich folgende Anfragen: 

1) Auf Grund welcher Überleguncen und mit welchem Recht bezeichnen 
Sie den Versuch eines freigew~hlten Abgeordneten, Unzuk~mmlichkeiten im 
Bereich des Landesinvalidenamtes Linz in korrekter Weise dem zustlindigen 
Herrn Staatssekretür schriftlich zu unterbreiten, als "Diskriminierungs­
versuch"? 

2) Nelchen ZUE~mmenhang sehen Sie zwischen diesem Schreiben des 
Herrn Abgeordneten Libal und der zum Gegenstand einer parlamentarischen 
Anfrage gemachten Pressemeldung des "Volksb2..attes" vom 11. Februar 1967? 

In Beantwortung dieser Anfragen beehre ich ~ich, nachstehendes mit-

zuteilen: 

Zu 1): Der 3. Absatz zu Punkt 4 der Anfragebeantwortung Nr. 183/J, 

in dem es heißt: " •••• In den Rahmen dieser DiskriminierungEversuche 

ffül tauch, daß sich ein sozialistischer Abgeordneter aus Obere) sterreich 

Uber Unzukömmlichkeiten beklagt, zu deren BegrUndung sich Be'amte auf 

Weisungen vom mir und dem Herrn Staatssekretär berufen hätten. Der Abge­

ordnete erkElrte in einem Schreiben vom 23. Jlinner 1967 allerdings dazu, 

daß er nicht an diese Weisungen glaube, womit er auch recht hat", ist 

bedauerlicherweise zufolCe eines unbeabsichtigten technischen Versehens 

an unrichtiger Stelle und in einen sinnst~renden Zusammenhang gesetzt 

worden. Richtig hlitte diese j~ußerung alE letzter Absatz unter Punkt 3 

der Anfragebeantwortung eingefUgt und wie folgt verstanden werden sollen: 

"Daher möchte ich abschließend einen Brief eines sozialistischen 

Abgeordneten aus Oberösterreich Uber Unzukömmlichkeiten, zu deren Be­

grUndung sich Beamte auf Weisung von mir und dem Herrn Staatssekretnr 

berufen hätten, kurz anfUhren. Der Abgeordnete erkllirte in einem Schrei­

ben vom 23. Jänner 1)67 dazu, daß er nicht an diese Weisungen glaube, 

womit er auch recht hat." 
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241iA.B. 
zu 217!J 

Zu 2): Der Zusammenhang des Schreibens des Herrn AbGeordneten 

Liba1 mit der Pressemeldung des ''Vo1ksb1a ttes"vom 11. Februar 1967 war 

meiner Heinung nach darin gegeben, daß auch der AbGeordnete Libal da­

rUber KlaGe fUhrte, daß sich Beamte auf Weisungen des Herrn Staats­

sekretärs und von mir berufen, die, wie er wußte, nie erteilt wurden. 

-.-.-.-.-.-.-.-.-
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